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13. Bundesgesetz: Verbot von Anti-Personen-Minen
(NR: GP XX IA 163/A AB 540 S. 52. BR: 5349 AB 5376 S. 620.)

13. Bundesgesetz über das Verbot von Anti-Personen-Minen

Der Nationalrat hat beschlossen:

Definitionen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet:
1. „Anti-Personen-Mine“ ein Kampfmittel, das dazu bestimmt ist, unter, auf oder nahe dem Erd-

boden oder einer anderen Oberfläche angebracht und durch die Gegenwart, Nähe von oder Be-
rührung durch Personen zur Detonation oder Explosion gebracht zu werden;

2. „Anti-Ortungs-Mechanismus“ eine Vorrichtung, die dazu bestimmt ist, eine Anti-Personen-Mine
durch den Einsatz eines Minensuchgerätes zur Explosion oder Detonation zu bringen;

Verbote

§ 2. Die Herstellung, die Beschaffung, der Verkauf, die Vermittlung, die Ein-, Aus- und Durchfuhr,
der Gebrauch und der Besitz von Anti-Personen-Minen sowie von Anti-Ortungs-Mechanismen sind ver-
boten.

Einschränkungen

§ 3. (1) Nicht betroffen von dem Verbot gemäß § 2 sind Minen, die ausschließlich zu Ausbildungs-
zwecken im Bundesheer oder im Bereich des Entminungsdienstes und Entschärfungsdienstes vorgesehen
sind.

(2) Ausgenommen vom Verbot gemäß § 2 sind die Einfuhr, der Besitz und die Lagerung von Anti-
Personen-Minen zur umgehenden Delaborierung oder anderweitigen Vernichtung.

Vernichtung bestehender Vorräte

§ 4. Bestehende Vorräte an gemäß § 2 verbotenen Anti-Personen-Minen oder Anti-Ortungs-
Mechanismen sind binnen eines Monats dem Bundesministerium für Inneres zu melden und durch dieses
bis längstens ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gegen Kostenersatz zu vernichten.

Strafbestimmung

§ 5. Wer, wenn auch nur fahrlässig, dem Verbot des § 2 dieses Bundesgesetzes zuwiderhandelt, ist,
sofern die Tat nicht nach anderen Bundesgesetzen mit strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

Einziehung und Verfall

§ 6. (1) Anti-Personen-Minen oder Anti-Ortungs-Mechanismen sowie Teile derselben, die den Ge-
genstand einer nach § 5 strafbaren Handlung bilden, sind vom Gericht einzuziehen.

(2) Maschinen und Anlagen zur Herstellung der vom Verbot des § 2 unterliegenden Gegenstände
können vom Gericht für verfallen erklärt werden. Es ist auf Kosten des Eigentümers sicherzustellen, daß
diese nicht weiter entgegen dem Verbot des § 2 verwendet werden können.
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(3) Zum Transport von Gegenständen, die dem Verbot des § 2 unterliegen, verwendete Mittel kön-
nen vom Gericht für verfallen erklärt werden.

(4) Die verfallenen Gegenstände nach Abs. 2 und 3 gehen in das Eigentum des Bundes über. Die
eingezogenen Gegenstände nach Abs. 1 gehen in das Eigentum des Bundes über und sind dem Bundes-
ministerium für Inneres zur Vernichtung gemäß § 4 zu melden.

Vollziehung

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
1. hinsichtlich des § 3 Abs. 1 der Bundesminister für Inneres und der Bundesminister für Landes-

verteidigung,
2. hinsichtlich der §§ 5 und 6 der Bundesminister für Justiz und
3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Inneres.

Inkrafttreten

§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1997 in Kraft.

Klestil

Vranitzky

Verzeichnis
häufig  in  Rechtsvorschriften  verwendeter  Abkürzungen

ABGB Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch HGB Handelsgesetzbuch
Abs. Absatz idF in der Fassung
AktG Aktiengesetz JGG Jugendgerichtsgesetz
AO Ausgleichsordnung JN Jurisdiktionsnorm
ArbVG Arbeitsverfassungsgesetz KDV Kraftfahrgesetz-Durchführungs-
Art. Artikel verordnung
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz KFG Kraftfahrgesetz
AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrens- KO Konkursordnung

gesetz KWG Kreditwesengesetz
BAO Bundesabgabenordnung LGBl. Landesgesetzblatt
BDG Beamten-Dienstrechtsgesetz lit. litera (= Buchstabe)
BGBl. Bundesgesetzblatt MRG Mietrechtsgesetz
B-VG Bundes-Verfassungsgesetz Nr. Nummer
bzw. beziehungsweise PatG Patentgesetz
dgl. dergleichen RGBl. Reichsgesetzblatt
DRAnz. Deutscher Reichsanzeiger und Preußi- S Seite, Schilling

scher Staatsanzeiger StGB Strafgesetzbuch
dRGBl. deutsches Reichsgesetzblatt StGBl. Staatsgesetzblatt
DSG Datenschutzgesetz StPO Strafprozeßordnung
DVG Dienstrechtsverfahrensgesetz StVO Straßenverkehrsordnung
EG . . . Einführungsgesetz . . . ua. und andere, unter anderem
EGVG Einführungsgesetz zu den Verwaltungs- UStG Umsatzsteuergesetz

verfahrensgesetzen VStG Verwaltungsstrafgesetz
EO Exekutionsordnung VV verkürztes Verfahren
EStG Einkommensteuergesetz VVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz
FinStrG Finanzstrafgesetz vH vom Hundert (= Prozent)
F-VG Finanz-Verfassungsgesetz vT vom Tausend (= Promille)
GBG Grundbuchgesetz WEG Wohnungseigentumsgesetz
GBlÖ Gesetzblatt für das Land Österreich WGG Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz
gem. gemäß Z Zahl, Ziffer
GesmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung zB zum Beispiel
GewO Gewerbeordnung ZPO Zivilprozeßordnung
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